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Vierte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 17. Dezember 1963 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
5, 6, 7, 10, 18, 21, 26 und 46 des Außenwirtschafts- 
gesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481) 
verordnet die Bundesregierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 22. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1381), zuletzt geändert 
durch die Dritte Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 3. Oktober 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 659), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das gleiche gilt für die Unterlagen zur Ferti- 
gung der Waren, die in Teil I Abschnitt A, B 
und C der Ausfuhrliste genannt sind." 

2. § 9 Abs. 3 und 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die zollamtliche Behandlung durch die 
Versandzollstelle ist bei Ausfuhrsendungen im 
Werte bis zu eintausend Deutsche Mark nicht 
erforderlich. 

(4) Die zollamtliche Behandlung durch die 
Ausgangszollstelle ist bei Versand durch die 
Post nicht erforderlich." 

3. § 14 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) § 9 Abs. 3 findet keine Anwendung." 

4. § 18 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die genehmigungsbedürftige Ausfuhr 
gelten § 9 Abs. 1, 2 und 4, §§ 10 bis 14 und 16 
Abs. 1, soweit nicht nachstehend etwas anderes 
bestimmt ist." 

5. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Tonträger, die nur Mitteilungen ent- 
halten, Fernsehbandaufzeichnungen, 
sowie bespielte Tonträger und be- 
lichtete Positivfilme für Rundfunk- 
und Fernsehanstalten, es sei denn, 
daß die Tonträger, Fernsehbandauf- 
zeichnungen und Filme Handelsware 
sind;". 

bb) Hinter Nummer 4 wird folgende Num- 
mer 4 a eingefügt: 

„4 a. Umkehrfilme, die nach Entwicklung 
im Wirtschaftsgebiet wieder aus- 
geführt werden;". 

cc) Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

„8. Beförderungsmittel nebst Zubehör 
und Lademittel, es sei denn, daß sie 
Handelsware sind;". 


dd) Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. Teile von Eisenbahnfahrzeugen, Be- 
hältern und Lademitteln, die zurück- 
geliefert werden, sowie Ersatzstücke 
für beschädigte Teile nach zwischen- 
staatlichen Vereinbarungen;". 

ee) Hinter Nummer 12 wird folgende Num- 
mer 12 a eingefügt: 

„12 a. Gegenstände im zwischenstaat- 
lichen Amts- und Rechtshilfever- 
kehr;". 

ff) Nummer 13 wird wie folgt gefaßt: 

„13. Gegenstände, die Behörden und 
Dienststellen der Bundesrepublik 
Deutschland zur Erledigung dienst- 
licher Aufgaben, zur eigenen dienst- 
lichen Verwendung, zur Lagerung 
oder Ausbesserung ausführen;". 

gg) Nummer 26 wird wie folgt gefaßt: 

„26. Werbegegenstände, die sich durch 
ihre Aufmachung, Beschaffenheit 
oder Menge von Waren des 
üblichen Warenverkehrs unterschei- 
den, Werbedrucke, Gebrauchsanwei- 
sungen, Preisverzeichnisse, Fahr- 
pläne und Vordrucke, es sei denn, 
daß sie Handelsware sind;". 

hh) Nummer 28 wird wie folgt gefaßt: 

„28. Waren, die auf Grund von inter- 
nationalen Zollpassierscheinheften 
ausgeführt werden;". 

ii) Nummer 31 wird wie folgt gefaßt: 

„31. Waren, die von Reisenden zum 
eigenen Gebrauch oder Verbrauch 
oder üblicherweise zur Ausübung 
ihres Berufes mitgeführt oder ihnen 
zu diesen Zwecken vorausgesandt 
oder nachgesandt werden; Waren bis 
zu einem Wert von eintausend Deut- 
sche Mark, die gebietsansässige Rei- 
sende als Geschenke mitführen; nicht 
zum Handel bestimmte Waren, die 
gebietsfremde Reisende im Wirt- 
schaftsgebiet erworben haben und 
bei der Ausreise mitführen;". 

kk) Nummer 41 wird wie folgt gefaßt: 

„41. Waren, die in das Wirtschafts- 
gebiet eingeführt worden sind und 
unverändert wieder ausgeführt 
werden, wenn sie noch nicht oder 
zur vorübergehenden Zollgutver- 
wendung einfuhrrechtlich abgefer- 
tigt worden sind;''. 
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11) Hinter Nummer 41 wird folgende Num- 
mer 42 angefügt: 

„42. gebrauchte Kleidungsstücke, die 
nicht zum Handel bestimmt sind." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Absatz 1 Nr. 1 bis 12 a, 17 bis 20, 22, 
26 bis 32, 38, 39 und 41 findet keine Anwen- 
dung auf die in Teil I Abschnitt A, B und C 
der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Wa- 
ren und auf die Unterlagen zur Fertigung 
dieser Waren." 

6. § 27 Abs. 3 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. mit dem Zollantrag auf Abfertigung zum 
freien Verkehr, zum aktiven Veredelungs- 
verkehr, zum Umwandlungsverkehr oder 
zur Zollgutverwendung,". 

7. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. belichtete und entwickelte kinematogra- 
phische Filme und die dazugehörenden 
Tonträger;". 

b) In Nummer 3 wird Buchstabe b gestrichen; die 
bisherigen Buchstaben c und d werden Buch- 
staben b und c. 

c) In Nummer 4 Buchstabe a werden die Worte 

„ausgenommen Ferngläser mit Prismen" ge- j 
strichen. j 

d) Hinter Nummer 12 werden die folgenden 
Nummern 12a und 12b eingefügt: 

„12 a. Waren, die von einem Gebietsfremden 
auf eigene Rechnung einem Gebiets- 
ansässigen zum Ausbessern von Schif- 
fen zur Verfügung gestellt werden, 
wenn das Schiff in einem Freihafen 
oder unter zollamtlicher Überwachung 
für Rechnung des Gebietsfremden aus- 
gebessert wird; 

12 b. gebrauchte Kleidungsstücke, die nicht 
zum Handel bestimmt sind;". 

e) Nummer 27 wird wie folgt gefaßt: 

„27. Reisegerät, Reiseverzehr, Reisemitbring- 
sel und besonderes Reisegerät der 
Verkehrsunternehmen, wenn außertarif- 
liche Zollfreiheit gewährt wird; nicht 
zum Handel bestimmte Waren bis zu 
einem Wert von eintausend Deutsche 
Mark, die Reisende mitführen;". 

f) Nummer 33 Buchstabe t wird wie folgt ge- 
faßt: 

,,t) Waren, die im Wirtschaftsgebiet unter 
zollamtlicher Überwachung vorüber- 
gehend verwendet und danach wieder 
ausgeführt werden, wie Beförderungs- 
mittel, Baugerät, Muster, Ausstellungs- 
gut; dies gilt für Säcke und Beutel zu 
Verpackungszwecken aus Jute sowie für 
nicht umflochtene und nicht umhüllte 
Getränkeflaschen nur, wenn Einkaufs- 
und Ursprungsland in den Länderlisten j 
A oder B genannt sind,". 


8. § 33 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt; 

„(3) Absatz 1 und 2 gelten nicht für die Ein- 
fuhr von Baumwollgeweben der Warennummern 
5509 01 bis 5509 77 und von Geweben aus syn- 
thetischen oder künstlichen Spinnfasern der 
Warennummern 5607 01 bis 5607 57 der Einfuhr- 
liste. Sollen diese Gewebe zur aktiven Lohn- 
veredelung im zollamtlich überwachten Verkehr 
oder im Freihafen eingeführt werden, so ist in 
der Einfuhrerklärung oder in dem Antrag auf 
Einfuhrgenehmigung , Einfuhr zur Lohnverede- 
lung' und als Einkaufsland das Land anzugeben, 
in dem der gebietsfremde Vertragspartner an- 
sässig ist. Sind andere Gewebe und Gewirke aus 
den Kapiteln 50 bis 60 der Einfuhrliste, deren 
Einfuhr nach § 10 AWG und der Einfuhrliste der 
Genehmigung bedarf, nach Absatz 1 eingeführt 
worden, so bedarf es einer Einfuhrgenehmigung, 
wenn die veredelten Waren in den zollamtlich 
. nicht überwachten freien Verkehr verbracht wer- 
den oder als in den freien Verkehr entnommen 
gelten." 

9. § 35 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist bei der Einfuhr von Bearbeitungsabfällen 
und Schrott aus Gußeisen (Warennummer 
7303 19 der Einfuhrliste) sowie aus neuem ver- 
zinnten Stahl (aus Warennummer 7303 95) das 
europäische Gebiet eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
Versendungsland, so hat der Einführer dem 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft vor der 
Einfuhr eine Kontrollbescheinigung für die 
Schrotteinfuhr auf einem Vordruck nach Anlage 
E 5 vorzulegen." 

10. § 35a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 35a 

Einfuhr von Obst und Gemüse 
aus den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

(1) Bei der Einfuhr der in Anhang I zur Ver- 
ordnung Nr. 23 des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vom 4. April 1962 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften, Ausgabe in 
Deutscher Sprache, S. 965) aufgeführten Waren 
prüft die Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der 
Ernährung und Landwirtschaft vor der Einfuhr- 
abfertigung, ob die Waren den in der Einfuhr- 
liste (Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz) oder 
in der Einfuhrgenehmigung festgelegten Quali- 
tätsnormen entsprechen. 

(2) Bei der genehmigungsfreien Einfuhr der in 
Absatz 1 genannten Waren ist der Zollstelle mit 
der Einfuhrerklärung eine Kontrollbescheinigung 
über die Güteklasse der Waren vorzulegen, 
wenn Ursprungs- oder Versendungsland ein 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft ist. Die Kontrollbescheinigung muß 
auf einem Vordruck nach Anhang II zur Ver- 
ordnung Nr. 60 der Kommission der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 21. Juni 1962 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 
Ausgabe in deutscher Sprache, S. 1665) ausge- 


3 



Drucksache IV/ 1 827 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


stellt sein. Die Vorlage einer Kontrollbescheini- 
gung ist nicht erforderlich, wenn die Waren in 
dem erleichterten Verfahren nach § 32 Abs. 1 
und 2 eingeführt werden. " 

11. Dem § 40 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn 
die Ware im Rahmen des Transithandelsgeschäf- 
tes ausgeführt wird und die Ausfuhr nach § 5 
einer Ausfuhrgenehmigung bedarf." 

12. § 42 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 42 

Beschränkung nach § 6 Abs. 2 AWG 

Rechtsgeschäfte über die Lieferung von Wa- 
ren, die in einem Land der Länderhste C (An- 
lage L) ihren Ursprung haben, in ein Land der 
Länderliste A oder B (Abschnitt II der Anlage 
zum Außenwirtschaftsgesetz) im Rahmen eines 
Transithandelsgeschäftes sind verboten, es sei 
denn, daß in Angebot und Rechnung das Ur- 
sprungsland der Waren angegeben ist oder die 
Waren als Transithandelswaren bezeichnet sind." 

13. Dem § 55 Abs. 1 wird der folgende Satz 2 ange- 
fügt: 

„Die Meldepflicht nach Satz 1 besteht auch dann, 
wenn sich der Gebietsansässige beim Erbringen 
seiner Leistung eines Gebietsfremden, insbeson- 
dere eines von ihm abhängigen Unternehmens, 
bedient." 

14. § 56 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Deutsche Bundesbank übersendet je eine 
Ausfertigung der Meldungen dem Bundesmi- 
nister für Wirtschaft, dem Auswärtigen Amt und 
der örtlich zuständigen obersten Landesbehörde 
für Wirtschaft oder der von dieser bestimmten 
Stelle." 

15. In § 59 Abs. 2 wird folgende Nummer 4 ange- 
fügt: 

„4. Zahlungen natürlicher Personen für den Be- 
zug von Waren zum persönlichen Gebrauch 
und für die Inanspruchnahme von Dienstlei- 
stungen zu persönlichen Zwecken." 

16. In § 69 Abs. 2 wird Nummer 3 wie folgt gefaßt: 

„3. eingehende und ausgehende Zinszahlungen 
im Kontokorrent- und Sparverkehr, die sie 
für eigene Rechnung von Gebietsfremden 
entgegennehmen oder an Gebietsfremde 
leisten, 

mit dem Vordruck Zahlungen im Außenwirt- 
schaftsverkehr' (Anlage Z4);". 

17. Die Anlage L zur Außenwirtschaftsverordnung 
wird wie folgt geändert: 

a) Die Länderliste D wird wie folgt geändert: 
aa) Bei der Landbezeichnung „Belgien" wird 
„Belgisch Ruanda-Urundi" gestrichen, 
bb) Bei der Landbezeichnung „Frankreich" 
wird „Algerien" gestrichen. 


cc) Unter den Landbezeichnungen bei „Groß- 
britannien und Nordirland" wird „Ja- 
maica", „Sierra Leone", „Tanganjika", 
„Trinidad und Tobago" und „Uganda" 
gestrichen. 

dd) Die Landbezeichnungen „Somaliland 
(Treuhandgebiet)" und „Zypern" werden 
gestrichen. 

ee) Hinter der Landbezeichnung „Belgien" 
wird 

„Brasilien" 

eingefügt. 

ff) Die Landbezeichnung „Südafrikanische 
Republik 1 )" wird in „Südafrika, Repu- 
blik 1 )" geändert. 

b) Die Länderliste E wird wie folgt geändert: 

aa) Die Landbezeichnung „Belgisch Ruanda- 
Urundi" wird mit der Angabe der aus- 
stellenden Behörde gestrichen. 

bb) Bei der Landbezeichnung „Frankreich" 
wird „Algerien" mit der Angabe der aus- 
stellenden Behörde gestrichen. 

cc) Die Landbezeichnung „Zypern" wird mit 
der Angabe der ausstellenden Behörde 
gestrichen. 

c) In der Länderliste F 1 wird hinter der Land- 
bezeichnung „Rumänien" 

„Syrien" 

eingefügt. 

d) In der Länderliste F 2 wird die Landbezeich- 
nung „Marokko" gestrichen. 

e) Die Länderlisten F 2, G 1 und G 2 werden wie 
folgt geändert: 

aa) Die Landbezeichnungen „Indien, Portu- 
giesisch-; Macau; Portugiesisch-Timor", 
„Neuguinea, Niederländisch-", „Ruanda- 
Urundi" und „Westindischer Bund" wer- 
den gestrichen. 

bb) Unter den Landbezeichnungen bei „Neu- 
seeland" wird „Westsamoa" gestrichen, 

cc) Hinter den Landbezeichnungen „Brunei; 
Nordborneo; Sarawak" wird 
„Burundi" 

eingefügt. 

dd) Hinter der Landbezeichnung „Italien mit 
San Marino" wird 

„Jamaica" 

eingefügt. 

ee) Hinter der Landbezeichnung „Libyen" 
wird 

„Macau" 

eingefügt. 

ff) Hinter der Landbezeichnung „Thailand 
(Siam)" wird 

„Timor, Portugiesisch-" 
eingefügt. 

gg) Hinter der Landbezeichnung „Rhodesien 
und Njassaland" wird 

„Rwanda" 

eingefügt. 
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hh) Die Landbezeichnung „Südafrikanische 
Republik“ wird in „Südafrika, Republik“ 
geändert. 

ii) Hinter der Landbezeichnung „Togo" wird 
„Trinidad und Tobago" 
eingefügt. 

jj) Hinter der Landbezeichnung „Westafrika, 
Spanisch-" wird 

„Westindien, Britisch-" und 
„Westsamoa“ 
eingefügt. 

18. Die Anlage A 1 zur Außenwirtschaftsverordnung 
erhält die Fassung der Anlage 1. 

19. Die Anlagen Kl und K2 zur Außenwirtschafts- 
verordnung werden wie folgt geändert: 

a) In den Anlagen K 1 und K 2 werden die 
Worte „zwei Ausfertigungen für den Bundes- 
minister für Wirtschaft“ durch die Worte 
„eine Ausfertigung für den Bundesminister 
für Wirtschaft" ersetzt, unter diesen Worten 
die Worte „eine Ausfertigung für das Aus- 
wärtige Amt" eingefügt und an die Worte 
„eine Ausfertigung für die oberste Landes- 
behörde für Wirtschaft" die Worte „oder die 
von ihr bestimmte Stelle" angefügt. 

b) Die Anlage K 1 wird ferner wie folgt ge- 
ändert: 

aa) In Abschnitt A Nr. II wird hinter den 
Worten „über das Unternehmen" das 
Zeichen „1 a)" angefügt und am Schluß 
der Rückseite unter der Fußnote 1 die 
folgende Fußnote eingefügt: 

,,i a ) Hat sich der Meldepflichtige bei der Vornahme 
einer Vermögensanlage eines Gebietsfremden be- 
dient (§ 55 Abs. 1 Satz 2 AWV), so sind neben 
den Angaben über die Vermögensanlage der 
Name oder die Firma sowie die Anschrift dieses 
Gebietsfremden aufzuführen." 


bb) Hinter Abschnitt A Nr. II wird die fol- 
gende Nr. III eingefügt: 

„III. über den Gebietsfremden, dessen 
sich der Gebietsansässige zum Er- 
bringen seiner Leistung bedient 
(§ 55 Abs. 1 Satz 2 AWV) la ) 

Firma 

Anschrift 

Ort Straße" 

20. Die Anlage Z 8 zur Außenwirtschaftsverordnung 
erhält die Fassung der Anlage 2. 

§ 2 

Bis zum 30. Juni 1964 können an Stelle der Vor- 
drucke nach den Anlagen Al, Kl, K 2 und Z 8 in 
der Fassung dieser Verordnung die entsprechenden 
Vordrucke nach den Anlagen in der bisher gelten- 
den Fassung verwendet werden. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. Die Vor- 
schriften des § 1 Nr. 1 und 12 sowie die Vorschriften 
des § 1 Nr. 7 und 8, soweit diese auf § 10 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes beruhen, finden im Land Berlin 
keine Anwendung, soweit sie sich auf Rechtsge- 
schäfte und Handlungen beziehen, die nach dem Ge- 
setz Nr. 43 des Kontrollrates vom 20. Dezember 1946 
(Amtsblatt des Kontrollrats S. 234) oder nach son- 
stigem in Berlin geltenden Recht verboten sind oder 
der Genehmigung bedürfen. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 17. Dezember 1963 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Schmücke r 
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I. Ausfuhrgenehmigung 


vom 19 . 


Höchstmenge.. 


gültig bis.. 


Den Vordruck nicht ln roter Schrift auslüllenl 

Ausfuhrerklärung 

(§ 8 Abs. 3 der Außenwirtschaftsverordnung) 

zugleich 

Ausfuhranmeldung *) 


k. Ausfuhr aus dem freien Verkehr (auch aus Zollaufschublagern) (A) 

B. Ausfuhr aus Lager (insbes. Zollgutlager und Freihafenlager) (B) 

C. Ausfuhr nath Eigenveredeiung ( (zollbegünstigte aktive Veredelung (C) 

. ... . , { und entsprechende Bearbeitung oder 

D. Ausfuhr nath Lohnveredeiung \ Verarbeitung in Zollfreigebieten) CM 

E. Ausfuhr zur posslven Veredelung (zollbegünstigte passive Veredelung) (E) 

An Zollstelle / Postanstalt 

Von Zollstelle / Postanstalt an Statistisches Bundesamt 


Anlage 1, Blatt l (Vorderseite) 


Anlage A 1 gur A \% V 
Muster 4b der Aufienhandelsstatistlk 


Nur für statistische Zwecke 


Vom Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft, Frankfurt/M., zugeteilte Nummer 

AE 

II. Ausgtllihrt mit Versand-AE Nr. 


b) Ausstellungspflichtiger für die 
Außenhandelsstatistik (Angabe 
nur wenn kein Ausfuhrvertrag vorüegt) Name 

2. Nur bei Ausgang nach 

See oder rheinabwärts 

(vom Warenführer zu ergänzen) Schiffsname 

3. Ausfuhrart (zutreffenden Buchstaben aus dem Vordruckkopf eintragen) 

4. Anlaß der Ausfuhr (z. B. Verkauf, Konsignation, Ersatzlieferung, Nach- 
lieferung, zu oder nach zollbegünstigter Veredelung, zu oder nach wirtschaft- 
licher Veredelung, nach Lagerung für ausländische Rechnung, Anlaß der Rück- 
sendung) 

5. Lieferbedingung (Wertstellung, z. B. ab Werk Köln, frei Grenze, fob 
Hamburg, cif Sidnev, frei Paris) 

6. Verpackung (Anzahl, Verpackungsart und Merkzeichen der Packstücke; 
bei unverpackten Waren; Beförderungsmittel mit Nr. oder Namen) 

7. Rohgewicht der Sendung in vollen kg 

8. Verbrauchsland (in erster Linie Land, in dem die Waren gebraucht oder 
verbraucht, bearbeitet oder verarbeitet werden sollen) 

9. Käuferland (Land, in dem die außerhalb des Wirtschafts-.'Erhebungsgebie- 
tes ansässige Person, die von dem Gebietsansässigen die zur Ausfuhr be- 
stimmten Waren erwirbt, ihren Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. In 
allen übrigen Fällen gilt als Käuferland das Empfangsland) 


Postleitzahl, Wohnort/Sitz 


Postleitzahl, Wohnort/Sitz 


Postfach/Straße und Hausnummer 


Postfach/Straße und Hausnummer 


Firmenstempel 




Benennung der Waren 
mit genauen Angaben über die Warenart 

(bei Ausfuhr nach Eigenveredelung, nach Lohn- 
vcredelung oder zur passiven Veredelung auch 
die Veredelungsarbeiten angeben) 


Warennummer 

(Nummer des 
Warenverzeich- 
nisses für die 
Außenhandels- 
statistik) 


Ursprungs-/ 

Herstellungsland 

(Land des Wirtschafts-/ 
Erhebungsgebietes 
— z. B. Hessen — 
oder fremdes 
Wirtschaftsgebiet 
— z, B. USA — ) 


fuhrart, jede Veredelungsarheit besondere Zeil 


Menge 

Stück, Liter 

usw. R 

(soweit im Waren- 
verzeichnis für die 
Außenhandels- 
statistik vorgesehen) 


Reingewicht 
in vollen 


Grenzübergangswert 

(z. B. Wert frei Grenze, 
fob deutscher Seehafen, 
frei Einlieferungs- 
postanstalt) 

in vollen DM 












Hinweis: Sofern der Name des Auskunftspflichtigen nicht bekanntgegeben wird, dürfen die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik nach Waren- 
arten, nach fremden Ländern und nach Bundesländern gegliedert veröffentlicht und Einzelangaben für den Dienstgebrauch an die fachlich zu- 
ständigen obersten Bundes- und Landesbehörden weitergeleitet werden. 
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I. Ausfuhrgenehmigung 


vom .. 19 .. 

Höchstmenge 

gültig bis - 19.. 


; Dienst- 
Stempel . 


Anlage 1, Blatt 2 

| Anlage A 1 zur AWV 

Durchschrift der 

Ausfuhrerklärung 

§ 8 Abs. 3 der Außenwirtschaftsverordnung) 


Ausfuhrarten : 

A. Ausfuhr aus dem freien Verkehr (auch aus Zollaufschublagern) (A) 

B. Ausfuhr aus Lager (insbes. Zollgutlager und Freihafenlager) (B) 

C. Ausfuhr na<h Eigenveredelung i (zollbegünstigte aktive Veredelung (C) 

. , { und entsprechende Bearbeitung oder 

D. Ausfuhr nadt Lohnveredeiung ( Verarbeitung in Zollfreigebieten) (D) 

E. Ausfuhr zur passiven Veredelung (zollbegünstigte passive Veredelung) (E) 

Verbleibt beim Ausführer 


Vom Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft, Frankfurt/M., zugetellte Nummer 

AE 

II. Ausgeführt mit Versand-AE Nr. 


HI 


1. a) Ausführer 

b) Ausstellungspflichtiger für die 
Außenhandelsstatistik (Angabe 
nur wenn kein Ausfuhrvertrag vorliegt) 


2. Nur bei Ausgang nach 
See oder rheinabwärts 

(vom Warenführer zu ergänzen) 


Postleitzahl, Wohnort/Sitz 


Postfach/Straße und Hausnummer 


Postleitzahl, Wohnort/Sitz 


Postfach/Straße und Hausnummer 


Schiffsname 


Verladetag 


Ausladehafen 


Firmenstempel 


3. Ausfuhrart (zutreffenden Buchstaben aus dem Vordruckkopf eintragen) 

4. Anlaß der Ausfuhr (z. B. Verkauf, Konsignation, Ersatzlieferung, Nach- 
lieferung, zu oder nach zollbegünstigter Veredelung, zu oder nach wirtschaft- 
licher Veredelung, nach Lagerung für ausländische Rechnung, Anlaß der Rück- 
sendung) 

5. Lieferbedingung (Wertstellung, z. B, ab Werk Köln, frei Grenze, fob 
Hamburg, cif Sidney, frei Paris) 

6. Verpackung (Anzahl, Verpackungsart und Merkzeichen der Packstücke; 
bei unverpackten Waren: Beförderungsmittel mit Nr. oder Namen) 

7. Rohgewicht der Sendung in vollen kg 

8. Verbrauchsland (in erster Linie Land, in dem die Waren gebraucht oder 
verbraucht, bearbeitet oder verarbeitet werden sollen) 

9. Käuferland (Land, in dem die außerhalb des Wirtschafts-/Erhebungsgebie- 
tes ansässige Person, die von dem Gebietsansässigen die zur Ausfuhr be- 
stimmten Waren erwirbt, ihren Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. In 
allen übrigen Fällen gilt als Käuferland das Empfangsland) 


10. 

11. 

12. 

13. | 14. 

15. 

Benennung der Waren 
mit genauen Angaben über die Warenart 

(bei Ausfuhr nach Eigenveredelung, nach Lohn- 
veredelung oder zur passiven Veredelung auch 
die Veredelungsarbeiten angeben) 

Warennummer 

(Nummer des 
Warenverzeich- 
nisses für die 
Außenhandels- 
statistik) 

Ursprungs-/ 

Herstellungsland 

(Land des Wirtschafts-/ 

Erhebungsgebietes 

— z. B. Hessen — 
oder fremdes 
Wirtschaftsgebiet 
— z. B. USA — ) 

Menge 

Orenzübergangswert 

(z. B. Wert frei Grenze, 
fob deutscher Seehafen, 
frei Einlieferungs- 
postanstalt) 

in vollen DM 

Stück, Liter 

usw. 

(soweit im Waren- 
verzeichnis für die 
Außenhandels- 
statistikvorgesehen) 

Reingewicht 
in vollen 
kg 


Für jede Warennummer, jedes Ursprungs-/Herstellungsland, jede Ausfuhrart, jede Veredelungsarbeit besondere Zeile und besondere Angaben 




































































16. Rechnungspreis der angegebenen Waren in vereinbarter Währung 


(wenn ohne Entgelt „unentgeltlich" eintragen) 

17. Fälligkeit der Forderung 

Monat Jahr 


IUI 





Anmerkungen: 

In Rotdruck: Umrandung oben und links; die rechte untere Ecke des Vordrucks; die Worte „Durchschrift der" und „Verbleibt beim Aus- 
führ er“. 
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CO 


Anlage Z 8 zur AWV 

An die 

Landeszentralbank 

in 

In vierfacher Ausfertigung 

zwei Ausfertigungen für die Deutsche Bundesbank 
eine Ausfertigung für den Bundesminister für Verkehr 
eine Ausfertigung für die oberste Landesbehörde 
für Wirtschaft oder die von ihr bestimmte Stelle 


Einnahmen und Ausgaben der Seeschiffahrt 

Meldung nach § 67 der Außenwirtschaftsordnung 
für den Monat 19 

Name oder Firma des 

Meldepflichtigen ! ) 

Anschrift 

Fernruf Hausapparat 


Ortsstempel mit Nr. Bereichs-Nr. 

Stark umrandete Felder I™] nicht ausfüllen 


Einnahmen 

Länder -) 

Einnahmen von 

Linienverkehr | 

Gebietsfremden 

Trampverkehr 

Einnahmen von ( 

Linienverkehr 

jiebietsansässigen 

Trampverkehr 

Seefrachten 

Passagen 

See- 
charte rgebühr 

Passagen 

Seefrachten im 

einkommenden | ausgehenden 
Verkehr 

Passagen 

Seechartergebühren im 
cinkommenden | ausgehenden 
Verkehr 

Passagen 

210 

040 

220 

050 

230 

240 

060 

250 

260 

070 

Beträge in DM ohne Pfennige 





































































































































Insgesamt: 













1) Wird die Meldung durch einen Beauftragten des Meldepflichtigen (Korrespondentreeder, Makler u. ä.) erstattet, so ist hier der Name des Makieis, Korrespondentreeders oder sonstigen Beauftragten, auf einer 
Anlage Name und Wohnsitz oder Sitz des (der) Meldepflichtigen anzugeben. 

2) Als Land ist anzugeben: Bei Einnahmen von Gebietsfremden — Land, in dem der gebietsfremde Schuldner seinen Wohnsitz oder Sitz hat; bei Einnahmen von Gebietsansässigen im einkommenden Verkehr — 
Land, in dem der Verschiffungshafen liegt; bei Einnahmen von Gebietsansässigen im ausgehenden Verkehr — Land, in dem der Bestimmungshafen liegt. 
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Ausgaben 

Länder 3 ) 

Zahlungen an Gebietsfremde 

allgemeine 

Schiffahrts- 

kosten 

4) 

Kosten für da 
Seeschiffen fi 

Frachtschiffe 

Chartern von 
emder Flagge 

Fahrgastschiffe 

Zeit- 

rabatte 

Lander 3 ) 


allgemeine 

Schiffahrts- 

kosten 

4) 

Kosten für da 
Seeschiffen fi 

Frachtschiffe 

s Chartern von 
emder Flagge 

Fahrgastschiffe 

Zeit- 

rabatte 

310 

280 

040 



310 

280 

040 


Beträge in DM ohne Pfennige 


1 Beträge in DM ohne Pfennige 























|| 







■ 
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Insgesamt: 





Insgesamt: 






(Ort und Tag) 


(Unterschrift) 


3) Land, in dem der Gläubiger seinen Wohnsitz oder Sitz hat. 

4) Einschließlich der Vergütungen an gebietsfremde Agenten, Konsulatsgebühren, Schiffsbedürfnisse (ohne Zahlungen an gebietsansässige Schiffsausrüster), Notreparaturen, Kosten für Berjung und Hilfeleistung und 
Kosten der Fischereiflotte. 
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Vermerk 

betr. Entwurf einer Vierten Verordnung zur Änderung der Außenwirtschafts- 
verordnung (AWV) 


1. Der Entwurf sieht einige neue Beschränkungen 

des Außenwirtschaftsverkehrs vor, die sich als 

notwendig erwiesen haben: 

a) Bisher war die Einfuhr von Baumwoll- und 
Zellwollgeweben zur Lohnveredlung ohne 
Genehmigung und in einem vereinfachten 
Verfahren zulässig (§ 33 AWV). Diese Mög- 
lichkeit wird seit einiger Zeit dazu benutzt, 
um Einfuhrbeschränkungen zu umgehen. § 33 
Abs. 3 AWV reicht in seiner bisherigen Fas- 
sung zur Abwehr nicht aus, da die im Wirt- 
schaftsgebiet veredelten Waren zunächst in 
fremde Wirtschaftsgebiete verbracht und un- 
mittelbar darauf wieder eingeführt werden. 
Zum Schutz der gebietsansässigen Textilin- 
dustrie müssen deshalb die für die Einfuhr 
von Baumwoll- und Zellwollgeweben beste- 
henden Beschränkungen auch auf die Einfuhr 
zur Lohnveredelung ausgedehnt werden (§ 1 
Nr. 8). 

b) Nach der Praxis der Zollbehörden können 
leere Jutesäcke und Getränkeflaschen im 
Rahmen der vorübergehenden Zollgutver- 
wendung eingeführt und nach Füllung im 
Wirtschaftsgebiet wieder ausgeführt werden. 
Da § 32 Abs. 1 Nr. 33 Buchstabe t AWV die 
Einfuhr zur vorübergehenden Zollgutver- | 
Wendung von Einfuhrbeschränkungen befreit, ; 
werden die gegenüber den Ostblockstaaten 
bestehenden Einfuhrbeschränkungen für diese ! 
Waren zum Schaden der deutschen Herstel- 
ler umgangen. Eine Beschränkung der Ein- 
fuhr zur vorübergehenden Zollgutverwen- 
dung für diese Waren ist deshalb geboten 
(§ 1 Nr. 7 Buchstabe f). 

c) Die Beschränkungen der § 44 Abs. 2 und 
§ 46 AWV sollen auf Fracht- und Charter- 
verträge mit Gebietsfremden in Marokko aus- 
gedehnt werden, um der wettbewerbswidri- 
gen Benachteiligung der deutschen Handels- 
flotte durch Marokko entgegenzuwirken. Zu 
diesem Zweck muß Marokko aus der Länder- 
liste F 2 (Anlage L zur AWV) gestrichen 
werden (§ 1 Nr. 17 Buchstabe d). 

d) Die bisherige Regelung des § 19 Abs. 3 AWV I 
stellte die Beachtung des Ausfuhrembargos ' 
für die in Teil I der Ausfuhrliste genannten ' 
Waren im zwischenstaatlichen Amts- und 
Rechtshilfeverkehr (§ 19 Abs. 1 Nr. 13 AWV) < 
nicht im ausreichenden Maße sicher. § 19 ; 
Abs. 3 des Entwurfs unterwirft deshalb auch 
den zwischenstaatlichen Amts- und Rechts- 
hilfeverkehr (künftig § 19 Abs. 1 Nr. 12 a 


AWV) der Beschränkung des § 5 AWV (§ 1 
Nr. 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe ee und 
Buchstabe b). 

e) Die Befreiungsvorschrift des § 19 Abs. 1 
Nr. 41 AWV soll künftig für die Wiederaus- 
fuhr in alle Länder und nicht nur in das Ver- 
sendungsland gelten. Dann muß aber die 
Ausfuhr von Waren des Teils I der Ausfuhr- 
liste (Anlage AL zur AWV) von dieser Be- 
freiung ausgenommen werden (§ 1 Nr. 5 
Buchstabe a Doppelbuchstabe kk und Buch- 
stabe b). 

2. Da sich die Bestimmungen der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über die Außenhan- 
delsstatistik (AHStatDV) vom 2. April 1962 
(BGBL I S. 206) in der Praxis mit den Vorschrif- 
ten der Außenhandelswirtschaftsverordnung 
vielfach berühren, muß mit Rücksicht auf die be- 
vorstehende Änderung der AHStatDV die Au- 
ßenwirtschaftsverordnung an einigen Stellen ge- 
ringfügig geändert werden. Hierzu gehören die 
Änderungen des § 19 Äbs. 1 Nrn. 4, 8, 9, 26 
AWV, die Einfügung der Nrn. 4 a und 42 in § 19 
Abs. 1 AWV und der Nrn. 12 b in § 32 Abs. 1 
AWV (§ 1 Nr. 5 Buchstabe a Doppelbuchstaben 
aa, cc, dd, gg; § 1 Nr. 5 Buchstabe a Doppel- 
buchstaben bb und 11; § 1 Nr. 7 Buchstabe d). 

3. Die Neufassung des § 35 a ist mit Rücksicht auf 
die Verordnung Nr. 60 EWG der Kommission 
vom 21. Juni 1962 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 1665) und der Verordnung 
Nr. 80/63/EWG der Kommission vom 31. Juli 
1963 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten S. 2137) erforderlich (§ 1 Nr. 10). 

4. Da das Statistische Bundesamt anstelle der Deut- 
schen Bundesbank die Auswertung der Ausfuhr- 
erklärung (Anlage A 1 zur AWV) übernom- 
men hat, kann die Ausfuhrerklärung mit der 
statistischen Ausfuhranmeldung auf einem Vor- 
druck verbunden werden. Dies verlangt eine 
Änderung der Anlage Ä 1 zur AWV (§ 1 Nr. 18). 

5. Ferner legen die bisherigen Erfahrungen oder 
Änderungen der Verhältnisse eine Anzahl ge- 
ringfügiger Änderungen der AWV nahe: 

a) Die Änderungen des § 9 Abs. 3 und 4, des § 19 
Abs. 1 Nr. 31 und des § 32 Abs. 1 Nr. 27 AWV 
sollen Auslegungszweifel beheben (§ 1 Nrn. 2 
und 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe ii und 
Nr. 7 Buchstabe e). 
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b) Die Änderung des § 19 Abs. 1 Nr. 28 AWV | 
bezieht die Ausfuhr auf Grund des Carnet 1 
A. T. A. in die Befreiung des § 19, die bisher 
nur für die Ausfuhr auf Grund des Carnet ' 
ECS galt, ein (§ 1 Nr. 5 Buchstabe a Doppel- j 
buchstabe hh). 

c) Da die Einfuhr von Ferngläsern mit Prismen 

nunmehr auch aus den Ländern der Länder- 
liste B ohne Beschränkungen zulässig ist, ist 
die hierfür in § 32 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 Buch- 
stabe a AWV enthaltene Sonderregelung 
nicht mehr erforderlich (§ 1 Nr. 7 Buch- 

staben b und c). 

d) Die Einfügung der Nr. 12 a in § 32 Abs. 1 
soll den Schiffswerften die rasche Ausbesse- 
rung von Schiffen fremder Flagge mit den 
vom gebietsfremden Reeder zugelieferten 
Waren erleichtern (§ 1 Nr. 7 Buchstabe d). 

e) Das in § 35 Abs. 1 vorgesehene Einfuhrver- 
fahren ist nur noch für die Einfuhr von 
Schrott aus Gußeisen und aus neuem ver- 
zinntem Stahl erforderlich (§ 1 Nr. 9). 

f) Die Neufassung des § 42 soll die Anwendung 

dieser Vorschrift in der Praxis erleichtern j 
(§ 1 Nr. 12). | 

g) Die Änderung des § 55 Abs. 1 AWV und der : 

Anlage K 1 zur AWV ist erforderlich, um klar- ; 
zustellen, daß Vermögensanlagen Gebiets- i 
ansässiger in fremden Wirtschaftsgebieten j 
auch dann meldepflichtig sind, wenn sie über j 
eine gebietsfremde Mittelsperson, insbeson- | 
dere ein abhängiges Unternehmen, geleitet I 
werden (§ 1 Nrn. 13 und 19). j 

h) Die Neufassung von § 56 Abs. 2 Satz 3 AWV | 
soll es dem Auswärtigen Amt ermöglichen, 
sich über die Kapitalanlagen Gebietsansässi- | 


ger in fremden Wirtschaftsgebieten oder Ge- 
bietsfremder im Wirtschaftsgebiet zu unter- 
richten (§ 1 Nr. 14). 

i) Zahlungen für Geschäfte des täglichen Le- 
bens zwischen Gebietsansässigen und Ge- 
bietsfremden werden in der Mehrzahl der 
Fälle den Betrag von 500 DM nicht überstei- 
gen und deshalb der Meldepflicht nach § 59 
Abs. 1 AWV nicht unterliegen. Aber auch 
soweit die Zahlungen diesen Betrag über- 
steigen, ist das Bedürfnis, sie zu erfassen, nur 
gering. Soweit es sich um Barzahlungen han- 
delt, werden sie auch in aller Regel nicht ge- 
meldet. Die Ausnahmebestimmung des § 59 
Abs. 2 AWV soll deshalb auf Zahlungen für 
Geschäfte, die natürliche Personen zu ihrem 
persönlichen Gebrauch vornehmen, ausge- 
dehnt werden (§ 1 Nr. 15). 

j) Die Meldepflicht der Geldinstitute für ein- 
gehende und ausgehende Zinszahlungen nach 
§ 69 Abs. 2 Nr. 3 AWV soll auf bankübliche 
Kontozinsen beschränkt werden, um die Er- 
füllung der Meldepflicht zu erleichtern (§ 1 
Nr. 16). 

k) Die vorgesehenen Änderungen der Länder- 
listen D, E, F 1, F 2, G 1 und G 2 (Anlage L 
zur AWV) sollen den Veränderungen der 
politischen Verhältnisse Rechnung traqen 
(§ 1 Nr. 17). 

l) Die Anlage Z 8 zur AWV soll geändert wer- 
den, um den Seeschiffahrtsunternehmen die 
nach § 67 AWV vorgeschriebenen Meldungen 
zu erleichtern (§ 1 Nr. 20). 

m) § 2 des Entwurfs sieht eine angemessene 
Aufbrauchsfrist für die Vordrucke vor, die 
nach dem Entwurf geändert werden sollen. 
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